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Zumeldung zur Pressemitteilung des Innenministeriums vom 25.01.2012
Kommunen erwarten mehr Polizeipräsenz in der Fläche
Gemeindetag: Polizeireform muss zu einer für den Bürger sichtbaren Verbesserung führen

Stuttgart. Der ländliche Raum ist nicht nur Idylle und heile Welt. Er ist Lebensraum und Wirtschaftsraum zugleich und nimmt beachtliche 70 Prozent der Landesfläche ein, in der rund 50 Prozent der Bevölkerung unseres Landes leben. „Der ländliche Raum ist eine Erfolgsgeschichte und muss es auch bleiben“, forderte der Präsident des baden-württembergischen Gemeindetags Roger Kehle. Den Städten und Gemeinden müsse es möglich sein, sich auch zukünftig als attraktiver Standort für Einwohner und Wirtschaft zu behaupten. „In den ländlichen Regionen unseres Landes müssen im Vergleich zu den Städten gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedingungen gegeben sein“, erklärte Kehle. Wer dieses Ziel nicht vor Augen habe, müsse wissen, dass der ländliche Raum über kurz oder lang auf der Strecke bleibe. Auch die geplante Polizeireform werfe Fragen auf. „Die Streichung einer Verwaltungsebene macht aus einer guten Polizeiarbeit noch lange keine bessere“. Für die Bürger müsse die Reform einen Mehrwert an Sicherheit bringen.
Im Koalitionsvertrag der Landesregierung zieht sich das Thema „Ländlicher Raum“ in vielen Facetten wie ein roter Faden durch die einzelnen Themenbereiche, denen sich die Landesregierung widmen möchte. Die Aussage der grün-roten Regierung, dass der ländliche Raum eine gute Zukunft brauche und verdiene, kann, so der Präsident des kommunalen Landesverbands, nur unterstrichen werden. Wer allerdings dem Straßenneubau eine Absage erteile, das Schulsystem auf den Kopf stelle, die Notarstellen ab 2018 vorrangig in der Fläche erheblich reduzieren wolle und die Energiewende einläute, obwohl in allen Bereichen noch viele Fragen unbeantwortet seien, müsse sich die Frage gefallen lassen, ob der ländliche Raum für die Landesregierung tatsächlich die Bedeutung habe, die ihm gebühre. Auch im Hinblick auf die angekündigte Polizeireform mehren sich Zweifel. Wer durch eine Reform aus einer guten Polizeiarbeit eine noch bessere machen möchte, sei eindeutig beweispflichtig, erklärte Roger Kehle. „Veränderungen ohne Verbesserungen dagegen führen nicht zu dem gewünschten Erfolg“. Im Übrigen zeigte sich der Kommunale Landesverband verwundert darüber, dass die Landesregierung das Gespräch mit den Kommunen, die erheblich von der Reform betroffen seien, bisher nicht gesucht habe. „Die Sicherheit in den Städten und Gemeinden ist ein Grundbedürfnis der Bevölkerung“, so Kehle. Damit die Gespräche mit Innenminister Reinhold Gall zeitnah geführt werden können, plant der Gemeindetag den Innenminister in eine Sitzung des Landesvorstands einzuladen. „Die Kommunen haben erheblichen Gesprächsbedarf“, sagte Kehle.
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